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Morgen ⸗Ausgabe. 


Deutſchlaud. 


Berlin, 21. Januar. Eine Unter- 
redung mit dem Reichskanzler über 
die Kolonialpolitik. Der „Hamb. Korr.“ 
erhält folgende Zuſchrift: 

In den letzten Tagen haben wiederholt einige 
Berliner Zeitungen mich als Mitinhaber der hie⸗ 
figen Firma Robertſon & Hernsheim und der in 
verſchiedenen Theilen der Südſee, unter Anderem 
auch auf den Karolinen Inſeln etablirten Firma 
Hernsheim & Ko. zum Mittelpunkte von Mitthei⸗ 
lungen über den Verlauf der bekannten Karolinen- 
Angelegenheit gemacht. Dieſe Mittheilungen ent⸗ 
hielten weſentliche Irrthümer und konnten geeignet 
erſcheinen, über mein Verhalten in jener Ange 
legenheit Auffaſſungen hervorzurufen, die ich nicht 
als berechtigt anerkennen konnte, und denen ich 
deshalb auch nicht ausgeſetzt zu ſein wünſche. 
Nachdem ſchließlich auch die „Nordd. Allg. Ztg.“ 
ausdrücklich mich als diejenige Perſönlichkett ge⸗ 
nannt hatte, deren Aeußerungen dem Herrn Reichs. 
kanzler gegenüber einen gewiſſen Einfluß auf 
deſſen Entſchlteßungen betreffend die Erledigung 
der Karolinen Angelegenheit gehabt haben ſollten, 
darf ich die geehrte Redaktion dieſes Blattes wohl 
bitten, mir einigen Raum zur Klarſtellung des 
wirklichen Herganges zu gewähren, aus welcher 
hervorgehen dürfte, daß und in welchem Umfange 
die gemachten Mittheilungen der Berichtigung be⸗ 
dürfen. x 

Es handelt ſich hauptſächlich um den zur 
deiner Unterredung, zu welcher ich mich auf er⸗ 
feet e e e Reichskanzler 
amqm 22. September v. J. eingefunden hatte. Ich 
Ir habe über dieſe Unterredung, die mich im höchſten 
Grade intereſſiren mußte, ſofort nach der Rück⸗ 
5 kehr in mein in unmittelbarer Nähe belegenes 

Hotel eine Aufzeichnung G wie dies wohl 

Jedermann thun wird, welcher der Ehre einer 

ſolchen Unterredung gewürdigt worden iſt. Den 

Zweck der Unterredung ſeleſt habe ich dahin auf⸗ 

gefaßt, daß der Herr Reſchskanzler wünſche, von 

mir Auskunft über die mir durch meine geſchäft⸗ 
liche Thätigkeit und einen mehrjährigen Aufent- 
halt auf den Südſee-Inſeln wohlbekannten Ver- 
hältniſſe in verſchiedenen Theilen der Südſee zu 
erhalten und habe es deshalb für meine Pflicht 
gehalten, die an mich gerichteten Fragen nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen ſo zu beantworten, 
wie ich es der Wahrheit und den thatſächlichen 
Verhältniſſen entſprechend erachtete. Wenn ich 
dabei im Verlaufe des Geſprächs nicht verkennen 
konnte, daß die eine oder die andere meiner Ank⸗ 
worten den Herrn Reichskanzler weniger befriedig⸗ 
ten, jo habe ich das natürlich ſehr bedauern mül- 
fen, aber doch geglaubt, verpflichtet zu ſein, als 

Auskunftsperſon offen und unumwunden Dasjenige 

zu ſagen, was der Heer Reichskanzler zu erfahren 

wünſchte und was ich für richtig hielt. Wenn der 

Herr Reichskanzler dabei mir auch Gelegenheit ge⸗ 

währte, nicht nur Auskunft zu geben, ſondern auch 

perſönliche Anſichten zu entwickeln, jo habe ich in 
dieſer Beztehung geglaubt, ihm am beſten zu die⸗ 
nen, indem ich mich bemühte, thunlichſt offen und 
klar zu ſein und meine Anſichten auch mit Gründen 
zu belegen. Die mir gewährte Audienz dauerte 
etwa n Stunde; aus meinen Aufzeichnungen über 
dieselbe laſſe ich letzt das Nachſtehende folgen, 
ſelbſtverſtändlich unter Hinweglaſſung alles deſſen, 
was nach meine! Meinung nicht in die Oeffent⸗ 

lichkeit gehört. 

2 Der Fürſt empfing mich ſehr freundlich und 
ſlagte mir, daß ich ihm durch einen höheren Ma⸗ 
Ancofftzler (den ich vor einigen Jahren in der 
Südjee kennen zu lernen Gelegenheit gehabt hatte) 
als eine Perſönlichkeit geſchildert ſei, welche ihm 
zuverläſſige Auskunft über dortige Verhältniſſe zu 
geben geeignet ſein würde. Er ging dann ſofort 


zu der Karolinen-Angelegenheit über und entrollte 


mir ein Bild deſſen, was aus einem ernſtlichen 
Zerwürfniß mit Spanien in politischer Beziehung 
entftehen lönne. Ich kann hierüber nur jo viel 
ſagen, daß der Herr Reichskanzler die Sache recht 
ernſt auffaßte und mie Konſequenzen vorführte, 
welche auf mich als einfachen Kaufmann und 
Nichtpolitiker einen tiefen Eindruck machen muß⸗ 
ten. Dann fragte mich der Herr Reichskanzler 
nach der Höhe des Intereſſes, welches meine Firma 
ſowie die „Deutſche Handels- und Plantagen- 
geſellſchaft der Südſee“ auf den Karolinen beſitzen 
und machte kein Hehl daraus, daß ihm dieſelben 


Freitag, den 22. 


im Verhältniß zu den möglicher Weiſe verlangten 
Dann ſagte 


Opfern ſehr geringfügig erſchienen. 
er mir, Spanien böte uns einen Vertrag an, 
ähnlich wie denjenigen für den Sulu-Archipel, 
worin alſo Handelsfreiheit, Freiheit des Grund 
erwerbes, Schutz vor allen Abgaben und Zöllen 
und Konſulargerichtsbarkeit für die jedesmaligen 
Vertreter der betreffenden Nationen garantirt 
wäre. Ich erwiderte, mit ſolchen Garantien ließe 
ſich, wenn man den nationalen 
Standpunkt außer Acht laſſe, wohl 
vom rein geſchäftlichen Standpunkt zufrieden ſein. 
(Die im Drucke hervorgehobenen Worte habe ich 
ausdrücklich betont.) Ich fürchte nur, daß, wie 
das Beiſpiel der Mariannen genügend beweiſe, 
eine ſolche Garantie von ſpaniſcher Seite wenig 
Werth hätte. Dies beſtritt der Fürſt, indem er 
ſagte, für die Mariannen beſtehe auch kein Ver⸗ 
trag, während er bis jetzt noch nicht gehört hätte, 
daß über die Verhältniſſe der Deutſchen auf den 
Sulu Inſeln Klagen eingelaufen ſeien, welche doch 
auch jetzt unter ſpaniſcher Herrſchaft ſtänden. 
Dann ſagte mir der Fürſt, er würde womöglich 
einen ſolchen Vertrag gemeinſam mit England 
machen, das ihm in dieſer Sache recht loyal ent- 
gegenkomme, um damit dem Ganzen mehr Halt 
zu geben. Ich ſagte dann, daß, wenn wir nun 
um ſo energiſcheren und wirkſameren Schutz auf 
den Marſchalls-Inſeln, Neu-Gulnea, Neu Bri⸗ 
tannien ꝛc. erhielten, ſich der Verluſt der Karo- 
linen-Inſeln wohl verſchmerzen, reſp. bald wieder 
einholen laſſen würde. Hier erwiderte der Fürſt, 
von einem Schutze des Reiches könne nur immer 


in ſo weit die Rede ſein, als eine genügende Po⸗ 


lizeimacht in Frage käme; alles Andere müßten 
die Kaufleute thun, zu Mehr habe er zur Zeit 
weder die nöthigen Mittel, noch Schiffe zur Ver⸗ 
fügung. Dann ſprach er ſich über unſere ju- 
riſtiſch ausgebildeten jungen Beamten und pen- 
ſtonsberechtigten Unteroffiziere aus, welche ein zu 
theures und unpraktiſches Material für Kolonien 
böten. Was ein einzelner Mann einer Kolonial- 
Armee koſte, würde ich ja wohl wiſſen, daran ſei 
gar nicht zu denken. Auch würden die in Europa 
ausgebildeten Beamten trotz aller Vorſchriften im- 
mer wieder in ihre alte Schablone hineinfallen 
und den Anforderungen der Kolonien nicht ge- 
nügen. Alles dieſes müßten die Kaufleute ſelbſt 
ſchaffen, und daß dieſes ginge, bewieſen ja die 
engliſch⸗oſtindiſche, die holländiſch⸗-oſtindiſche und 
die neue Nordbornebo-Kompagnie. - 
Hierauf erlaubte ich mir dem Fürſten zu be⸗ 
merken, daß er die Verhältniſſe jener Länder gar 
nicht mit jenen der Südſee vergleichen könne. 
Jene Kaufleute hätten das Recht der Oberhoheit 
in Ländern verliehen erhalten, in welchen bereits 
eine gewiſſe Ziviliſation beſtand, in denen reiche 
und einflußreiche Radjahs und Sultane herrſchten, 
welche ſelbſt große Beſitzthümer an kultivirtem 
Lande, an dienſtbaren Bevölkerungeklaſſen u. ſ. w. 
u. ſ. w. beſaßen. Dieſen Geſetze vorzuſchreiben 
und fie zur Zahlung der Verwaltungskoſten ber- 
anzuziehen, ihnen im Fall der Uebertretung von 
Verwaltungs-Vorſchriſten Strafen an Geld, Land 
und pfandbaren Objekten aufzuerlegen, ſei ver⸗ 
hältnißmäßig leicht geweſen. In der Sübdſee 
gäbe es nichts dergleichen, ſondern nur beſitzloſe 
und nackte Wilde mit kleinen Häuptlingen, ganz 
oder faſt ohne Einfluß auf die Bevölkerung und 
ohne irgend welchen Beſitz, der von Europäern 
an Zahlungsſtatt genommen werden könne. Die⸗ 
ſen meinen Ausführungen folgte der Fürſt mit 
erſichtlichem Intereſſe und machte ſich mehrfach 
Notizen. Hierauf erzählte ich ihm von den man- 
gelhaften und nahezu troſtloſen Verhältniſſen auf 
Neu-Irland und Neu-Britannien, wo der Reichs- 
kommiſſar Herr von Oertzen ſich ſchon ſeit März 
v. Is. ohne Kriegeſchiff und ſonſtige Machtmittel 
befinde und darauf angewieſen ſei, Abenteurern, 
wie Farrell, nur mit Tinte und Feder zu Leibe 
zu gehen, was natürlich gar nicht imponire, und 
uns dem Spott der Fremden ausſetze. 5 
Ich fuhr fort, daß man heute zu Tage ohne 
Geld, Schiffe und Militär keine Kolonien mehr 
gründen könne, und daß ſich nach meiner Mei- 
nung in Deutſchland ſchwerlich Kapital finden 
laſſen werde, um Kolonien zu bearbeiten, welche 
im Falle eines Krieges die Beute des erſten beſten 
Feindes ſein würden. Sollten europätſche Feinde 
durch einen ſiegreichen Feldzug auch zur Wieder⸗ 
herausgabe eroberter Kolonien gezwungen werden 
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können, ſo ſei den deutſchen Koloniſten wenig 
damit gedient, denn die jungen Kolonien würden 
durch eine feindliche Okkupation auf Jahre hin- 
aus in ihrer Entwickelung zurückgebracht jein. 
„Ja“, ſagte der Fürſt, „dann ſtellen Sie ja in 
der Südſee noch viel größere Anſprüche an die 
Reichsregierung, als die Herren in Afrika.“ Es 
hätien ſich doch Leute gefunden, wie die Neu- 
Guinea-Kompagnie, die Alles das, was ich von 
der Regierung beanſpruche, auf ſich genommen 
hätten. Ich erwiderte, man habe meiner Firma 
einen ſolchen Schutzbrief wie die Neu-Guinea⸗ 
Kompagnie erhalten, angeboten, wir hätten den- 
ſelben jedoch abgelehnt, eben aus dem Grunde, 
weil wir glaubten, die damit auferlegten Pflich⸗ 
ten nicht erfüllen zu können. Meiner Meinung 
nach würde die Neu-Guinea-Kompagnie Dazu eben 
ſo wenig im Stande ſein. Der ſchon erwähnte 
Vorfall mit Farrell ſei ein Beweis dafür. Der 
Neu Britannia-Archipel gehöre ebenfalls zu ihrem 
Verwaltungs-Bereich, aber das Schutzgebiet It] 
viel zu groß, und bis jetzt hätten die Herren 
noch nicht einmal einen einzigen Schutzmann auf 
dem ganzen ungeheuren Terrain. Wir verlang- 
ten ſelbſtverſtändlich auch nicht Alles auf ein Mal 
und würden ſchon ſehr erfreut ſein, wenn wir 
dieſelbe Unterſtützung erhielten, welche die Reichs⸗ 
regierung bereits in Kamerun und ſonſt in Weſt⸗ 
Afrika gewährt habe. | 

Der Fürſt legte nun nochmals Verwahrung 
dagegen ein, daß er jemals öffentlich oder im 
Reichstage den deutſchen Kolonien eine ſolche 
Unterſtützung, wie ich fle für nothwendig erklärt 
hätte, verſprochen habe. Alle dieſe Chancen müß⸗ 
ten die Kaufleute ſelbſt laufen. 

Hier wurde der engliſche Geſandte ange 
meldet, der Fürſt erhob ſich und die Audienz war 
beendet. a f 

Dies iſt der unmittelbar nach der Unter 
redung von mir niedergeſchriebene Insalt derſel⸗ 
ben und ich bitte, fernerhin nach dieſem Berichte 
beurtheilt zu werden. 1 

Hamburg, den 19. Januar 1886. 

H. Robertſon, N 
in Firma Robertſon u. Hernsheim. 

Im Anſchluß an Vorſtehendes möchte ich 
jetzt noch auf den von der „N. A. Ztg.“ gegen 
mich gerichteten Angriff das Folgende erwidern: 
Das Blatt jagt: 

„Alle übrigen Intereſſenten, 
mit denen der Herr Reichskanzler geſprochen, ha- 
ben ſich zur Frage der Einrichtung einer deut- 
ſchen Verwaltung auf den Karolinen gar nicht 
geäußert.“ \ 

Hierzu ſei bemerkt, daß außer meiner Firma 
von deutſchen Kaufleuten nur noch die „Deutſche 
Handele- und Plantagen Geſellſchaft der Südſee“ 
auf den Karolinen-Inſeln vertreten iſt, wie aus 
den veröffentlichten Weißbüchern völlig bekannt 
war. Zwei Tage nach mir war auch der Di- 
rektor jener Geſellſchaft, Herr C. Godeffroy jun. 
zum Herrn Reichskanzler berufen; wenn bei die⸗ 
ſer Gelegenheit von der Einrichtung einer Ver- 
waltung auf den Karolinen nicht die Rede ge- 
weſen, ſo erklärt ſich dies wohl daraus, daß der 
Gegenſtand gar nicht zur Sprache gekommen iſt. 
Ich ſchließe dies auch daraus, daß die Unterhal- 
tung mit Herrn Godeffroy überhaupt nur 5 Mi- 
nuten gedauert, während die mir von dem Herrn 
Reichskanzler gewährte Beſprechung eine volle halbe 
Stunde in Anſpruch nahm, alſo wohl eingehender 
geweſen ſein wird. 

Die „N. A 3.“ fährt fort; „Herr Ro⸗ 
bertſon erklärte, daß die Kolonial- Entwickelung 
ſeiner Firma von keinem Nutzen ſein könne, wenn 
ſie nicht einen ſtaatlichen Charakter annehme, alſo 
mit der Einrichtung von Gerichten, Polizei, Mi- 
litär, Garniſonen u. ſ. w. vorgegangen werde. 
Der genannte Herr machte dieſelben Schwierigkei⸗ 
ten geltend, die ſeiner Zeit von Herrn Bamberger 
gegen die Kolonialpolitik der Regierung ins Feld 
geführt worden ſind.“ 

Was ich wirklich dem Herrn Reichskanzler 
erklärt habe, iſt in dem obigen Berichte über die 
Beſprechung wiedergegeben. Ich bin heute noch 
der Meinung, daß die koloniale Entwickelung in 
der Südſee und in allen anderen Ländern, welche 
auf gleich niedriger Kulturſtufe ſtehen, unmöglich 
Aus ſichten auf Erfolg und Nutzen für Deutſch⸗ 
land baben kann, wenn fie nicht einen ſtaatlichen 
Charakter annimmt, der den deutſchen Anſiedlern 


Juſerate die Petitzeile 15 Pfennige. 


eines friedlichen Verkehrs⸗ mit den Eingebornen 


wirklich Sicherheit für ihre Unternehmungen ge- 


währt. Daß ich niemals den Beſtand meiner 
Etabliſſements in der Südſee für von der Unter⸗ 
fügung des Reichs abhängig erklärt haben kann, 
ergiebt ſich ſchon daraus, daß die Niederlaſſungen 
meiner Firma in der Südſee ſchon vor vielen 
Jahren begonnen und ſich ſeitdem weiter ent⸗ 
wickelt haben, alſo zu Zeiten, wo auf irgend 
welche regierungsſeitige Unterſtützung gar nicht zu 
rechnen war. 
Nachdem inzwiſchen von Seiten der Reichs⸗ 
regierung eine Kolonialpolitik in die Hand genom⸗ 
men worden, wünſche ich ihr ſelbſtverſtändlich den 
beſten Erfolg und habe grade darum unumwunden 
meine Meinung darüber ausgeſprochen, mit welchen 
Mitteln dieſer Politik der gewünſchte Erfolg ge⸗ 
ſichert werden könne. Daß ich zu biefen Mitten ° 
die Ertheilung eines Schutzbriefes an Privatper- 
ſonen oder Firmen nicht rechnen kann, wird man 
verſlehen, wenn ich aus dem von Sr. Maj. deem 
Kaiſer unterm 17. Mai v. J. der „Neu-Guinea ⸗ 
Kompagnie erteilten Schutzbriefe diejenigen Be⸗ 
ſtimmun gen anführe, in denen die für den ge⸗ 
währten Schutz zu übernehmenden Verpflichtungen 
aufgeführt ſind. Die Kompagnie dot ſich danach 
verpflichtet, die zur Förderung des Handels und 
der wirthſchaftlichen Nutzbarmachung des Grund 
und Bodens, ſowie zur Herſtellung und Befefligung 


und die zu deren Ziviltſtrung dienlichen ſtaatlichen 
Einrichtungen in den Schutzgebieten auf ihre Koſten 
zu treffen und zu unterhalten. Daß die Ueber⸗ 
nahme einer ſolchen Verpflichtung durch eine Prl⸗ 
vetfiima gradezu unmöglich iſt, wenn die Ver⸗ 


pflichtung wirklich eingehalten werden fol, wird 


man mir zugeben. Beſtätigt wird dieſe Auffaſſun g 
durch die Thatſache, daß die „Neu Guinea ⸗Kom⸗ 


pagnie“ fi bis heute um den ihrem Schußgebiete 


zugehörenden, ſeit acht bis zehn Jahren von deut⸗ 
ſchen Kaufleuten bearbeiteten Bismarck-Archipel, 
den einzigen Theil des Gebietes, in welchem über⸗ 
baupt von den Anfängen einer Ziviliſation die 
Rede ſein kann und in welchem "Europäer ſeit 
Jahren wohnen und Handel treiben, noch nicht 
bat kümmern können. Von den Anfängen einer 
Verwaltung oder auch nur von der Anſlellung 
eines einzigen Pol'ziſten iſt nicht das Geringſte 
zu ſpüren. : 
Die Bemerkung der „N. A. Z.“, daß die 
Fuma Rebertfon u. Hernsbeim die einzige deutſche 
Firma geweſen ſei, welche den Anſtoß zur Beſiß⸗ 
nahme der Karolinen-Inſeln gegeben hätte, ft 
unrichtig. Die „Deutſche Handele- und Planta - 
gen-Geſellſchaft“ hat ein viel größeres Intereſſe 
an den Karolinen-Inſeln als ich und hat eben 
ſo gut die Anträge geſtellt. Der Herr Geheime 
Rath Dr. Krauel veranlaßte mich ſogar, womög⸗ 
lich noch die Unterſchrift des Herrn Geh. Rath 
von Hanſemann zu dem erneuerten Antratze ein 
zubolen, und erſt auf meine mündliche und ſchrift: 
liche Mittheilung, daß dieſer Her. ſich nicht dazu 
verſtehen wolle, ſchrieh Herr Geh. Rath Dr. 
Krauel an mich unterm 24. Januar 1885 wie 
folgt: „Es iſt richtig, daß die „Handels- und 
Plantagen -Geſellſchaft der Südſee“ den Schuz 
des Reiches für alle Inſeln, wo ſie Stationen 
beſttzt, nachgeſucht hat. Betont war allerdinge in 
erfter Lie Samoa und Tongo, wo das Haupt⸗ 
geſchäft der Geſellſchaft konzentrirt iſt. Eben jo 
hat das Konſortium von Hanſemann u. Bleſch⸗ 
röder Schutzanträge bezüglich ihrer Unternehmun⸗ 
gen geſtellt und braucht, da eine weitere Ausdeh⸗ 
nung derſelben in der Südſee nicht beabſichtigt 
iſt, vor der Hand keine neuen Anträge zu ſtellen. 
Machen Sie daber nur Ihre Eingabe für ſich 
unter Beſchränkung auf Ihre eigenen Inter⸗ 
eſſen und unter Bezugnahme auf das früher tin? u 
gereichte Verzeichniß Ihrer Handelsſtationen “- 
Dieſe Eingabe wurde dementſprechend ger 
macht, trotzdem ich der Anſicht war, daß die be⸗ Nee.) 
reits vor Jahren gemachten Anträge beider In- f 
tereſſenten, welche auch von dem Verweſer des i 
Generalkonſulats zu Apia, Herrn Legationsrat 
Dr. Stübel, unterſtützt wurden, dem Herrn Reihe- 
kanzler ausreichendes Material an die Hand gar 
ben, zu einem geeignet erſcheinenden Zeitpunkte 
dieſen Wünſchen zu entſprechen. 
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So ſteht es mit der Behauptung, daß meine 
Firma allein Anträge, betreffend Beſitzergrelfung 
von den Karolinen geſtellt habe. Dieſer Antrag 
iſt, wie oben erſichtlich, auf Grund ausdrücklicher 

Et ; 


— 


erfolgt. Wenn ich noch binzufüge, seitens der 


‚af ich den verſchiedenen Herren im Auswärtigen 

Amte, mit denen ich in dieſer Angelegenheit in 

Berührung gekommen, gegenüber ſtets meine An⸗ 

ſicht, wie in der Südſee mit Beſitzergreifungen 

vorgegegangen werden ſollte, genau in demſelben 

2 Sinne, wie jetzt dem Herrn Reichskanzler gegen- 

* über, offen ausgeſprochen habe, mir alſo in keiner 

f Weiſe der Vorwurf irgend einer Irreführung ge- 

macht werden kann, ſo darf ich damit wohl meine 
Abwehr ſchließen. D. O. 

— Hinſichtlich der geplanten Entwürfe gegen 

den überhandnehmenden Einfluß des polniſchen 

Elementes in den Grenzprovinzen iſt jetzt mit 


der Einfluß der Staatsbehörden auf die Schule 
verſtärkt werden ſoll. 


Ausland. 


Paris, 19. Januar. Heute Nachmittag 2 
Uhr machte der geſtern hier eingetroffene neue 
ſpaniſche Botſchafter Albareda Freyeinet ſeinen 
Beſuch. Freyelnet hat dem Vernehmen nach be⸗ 


Preſſe, die Frankreich beſchuldigt, daß es die re⸗ 
publikaniſche Bewegung in Spanien begünſtige, 


überreicht hat. 


ziemlicher Beſtimmtheit dovon die Rede, daß dort 


ſchloſſen, über die Sprache der offisiöjen ſpaniſchen 


Erklärungen vom ſpaniſchen Botſchafter zu ver⸗ 
langen, ſobald derſelbe ſein Beglaubigungeſchreiben 


Der Wortlaut des Vertrages mit den Hovas 


deſſen um die Konzeſſion zum Neubau auf dieſem 
Grundſtück beim Magiſtrat eingekommen. Da 
das Grundſtück an drei Straßen — Poölitzer⸗, 
Löwe- und Prutzſtraße — liegt und Herr D. be- 
reits 204 Q.⸗Mtr. von dem Grundſtück unent⸗ 
geltlich zur Straßenerweiterung an die Stadt ab- 
treten mußte, bat er ihm, dafür einen 17,9 


welcher der Stadt gehört, unentgeltlich zu über⸗ 
laſſen. Der Magiſtrat glaubte darauf nicht ein⸗ 
gehen zu können, erkannte dagegen an, daß Herr 
D. durch Abtretungen von ſeinem Grundſtück ſehr 


großen Streifen nur den mäßigen Preis von 
100 Mark feſt. Die Verſammlung genehmigte 
den Verkauf des Terrains zu dieſem Preiſe. 


Ackerfläche von Petrihof, für welche bisher der Gärt- 


ſich nur ein Bieter ein, welcher ein Gebot von 
120 Mk. pro Jahr abgab. Dieſes Gebot erſchien 
der Oekonomie-Deputation zu gering und fie zog 
es vor, den Platz zur Verwendung für ſtädtiſche 
Zwecke zu reſerviren. Da es doch nur eine Frage 
der Zeit ſei, daß die Baumſchule aus den Anla- 


a es == ee BEE 
geben Stadt Pölitz und eine Anzahl Päliper Bi 


Q.⸗Mtr. großen Streifen an der BPöligerftraße, 


geſchädigt ſel und ſetzte für den 17,9 Q. - Mir, ' 


Zur Verpachtung einer ca. 1 Hektar großen 


ner Netzel eine jährliche Pacht von 340 Mark 
zahlte, war ein Termin ausgeſchrieben, doch fand 


auf Madagaskar wird in der nächſten Woche in 


vom 1. April 1880 wurde die Ablöſung dieſer 
Berechtigung ausgeſprochen, doch beanſpruchten die 
Stadt Pölitz und die dazu gehörigen Bürger noch 
eine Entſchädigung von 25,140 Mark für Rohr 
und Brennholz, 21,908 Mark für Hopfenſtangen 
und 1755 Mark für Brennholz und wurde ihnen 
dieſe Entſchädigung auch durch das oben erwähnte 
Erkenntniß des Reichsgerichts zugeſprochen. Die 
Entſchädigungsſumme nebſt Prozeßkoſten macht 
48,814 Mark 47 Pf. aus und wird von der 
Verſammlung bewilligt und zwar ſoll dieſe Summe, 
dem Vorſchlage des Magiſtrats gemäß, vorſchuß⸗ 
weiſe aus dem Extraordinarium entnommen und 
zunächſt für das nächſte Jahr davon 8814 Mark 
aus dem Ordinarium in das Extraordinarium zu⸗ 
Irüdgezaplt werden. In Bezug auf die ſpäteren 
Abführungen ſoll — einem Antrage der Finanz- 
kommiſſton gemäß — der Beſchluß der jedesmall⸗ 
gen Etatsberathung vorbehalten werden. 

Von Herrn Dr. König, unterſtützt von 
den Herren Dr. Dohrn, Dr. Amelung und 
Haker, iſt der Antrag eingegangen, daß bei 
Ausleihung ſtädtiſcher Gelder auf Hypotheken die 
Rückzahlung des Kapitals und die Zinszahlung in 
Gold ſtipulirt und dies in das Grundbuch einge 
tragen werde. Ueber den Antrag referirt Herr 


als die 


® unde geſchloſſen D 
weg antrat, war es ihm nicht mögl 
nächſten grünen Laterne vorüber zu kommen und 
jo betrat er noch das K. ſche Lokal, um dort noch 
einen allerletzten Schoppen zu nebmen. Hier 
machte ſich jedoch bald die Wirkung des genoſſenen 
Gerſtenſaftes bemerkbar, Huth trieb allerlei Un- 
fug und wurde den übrigen Gäſten ſo läſtig, daß 
ihm das Lokal verwieſen wurde. Huth dachte 
jedoch nicht daran, das Lokal zu verlaſſen und ſo 
ſah ſich der Wirth genöthigt, den unliebſamen 
Gaſt gewaltſam aus dem Lokal zu entfernen, 
wobei er von einem andern Gaſt, dem Schneider⸗ 
meiſter Sch., unterſtützt wurde. Hierüber war 
Huth ſo empört, daß er von außen mehrere 
Scheiben des Lokals einſchlug und ſodann in der 
Nähe des Lokals Stellung nahm. Als ſich der 
erwähnte Schneidermeiſter Sch. nach Hauſe be- 
gab, ſtürzte ſich Huth auf ihn und brachte ihm 
mit einem Meſſer vier Stiche in die Bruft bei. 
Dies hatte zur Folge, daß ſich Huth heute wegen 
Mißhandlung und Sachbeſchädigung zu verant- 
worten hatte und mit Rückſicht auf die bei der 
That entwickelte Rohheit zu 1 Jahr 3 Tagen 
Gefängniß verurtheilt, auch feine ſofortige Haft- 
nahme beſchloſſen wurde. 


Kunſt und Literatur. 
Theater für heute. Stadttheater: 
Volksthümliche Vorſtellung zu ermäßigten Preiſen. 


gen verlegt werde, ſchlug die Oekonomie Deputa- Dr. Wolff, welcher denſelben nicht nur zur 
tion vor, das bei Petrihof belegene Terrain zur Annahme empfiehlt, ſondern auch den Zuſatz-An⸗ 
Aufnahme der Baumſchule zu verwenden, daſſelbe trag ſtellt, dem Magiſtrat anheimzugeben in Er- 
eigne ſich um jo mehr dazu, als in nächſter Nähe] wägung zu ziehen, ob dem Antrag nicht auch 
das ſtädtiſche Waiſenhaus erbaut werde und ſo rückwirkende Kraft gegeben werden könne. — 
eine Beaufſichtigung der Baumſchule leicht möglich Gegen letzteren Antrag wendet ſich jedoch Herr 
ſei. Der Magiftrat hat ſich mit dieſen Vorſchlä-] Oberbücgermeiſter Haken, weil die praktiſche 


Die Wallenſtein Trilogie. (Erſter und zweiter 
Theil.) „Wallenſtein's Lager“ in 1 Akt. „Die 
Piccolomini“ in 5 Akten von Schiller. 

Sonnabend: Die Wallenftein - Trilogie. 
(Dritter Theil.) „Wallenſtein's Tod“ in 5 Akten 
von Schiller. 


einem Hefte des Gelben Buches veröffentlicht 
werden. 

Louiſe Michel wird morgen im Saale Rivoli 

eine große Verſammlung mit der Tagesordnung 

„Begnadigungen, Amneſtie“ halten. Außer Louiſe 
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dieſen Nachmittag bei dem Weinhändler Rue St 
Martin 181 
Michel und anderen Sozialiſten hatte. Krapotkin 
wird nicht in Paris bleiben, ſondern ſeine Woh- 
nung wieder in Genf nehmen. 
General de Courcy meldet 
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aus Tonkin: 


kommen weniger Todesfälle und Krankheiten vor. 
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ben, iſt nichts zu fürchten. 


. dem Punkte, einen Aufſtand zu machen.“ 


ſremb und mißbillige fie ſogar. 


keng die P 
Spanien un 
Maßregeln in dieſer Angelegenheit. 
Stettiner Nachrichten. 
Stettin, 22. Januar. Vor Eintritt in die 
Tagesordnung der geſtrigen Sitzung der 
Stadtverordneten machte Herr Or. 
Scharlau Mittheilung von einem Dankſchrei⸗ 
ben des hleſigen Pädagogiſchen Vereins, worin 
die dem Verein angehörigen Lehrer den ſtädtiſchen 
erden ihren Dank ausſprechen für die Gehalts- 
erböhungen, welche den ſtädtiſchen Elementar- und 
Mittelfehullehrern durch die letzten Beſchlüſſe der 
Versammlung zu Theil geworden, find, 
8 Ferner meldete ſich vor Eintritt in die Ta- 
gesordnung Herr Petermann zu einer Be⸗ 
nichtigung zum Wort. Derſelbe batte in der vor- 
lleßzten Sitzung gelegentlich der Debatte über den 
Ankauf des Grundſtücks Zachariasgang 74 ge- 
äußert, dieſes Grundſtück ſei kaum 20,000 M. 
werth, wenn es auch von Sachverſtändigen auf 
45,000 M. abgeſchätzt ſei. In Bezug hierauf 
erklärt nun Herr Petermann, ſeine damalige Er- 
klärung beruhe auf einer Verwechſelung der Grund- 
fſtücke Zachariasgang 73 und 74, er ſei der Mei- 
nung geweſen, bei dem Antrage ſei das Grund- 
ſtück Nr. 73 gemeint geweſen und auf dieſes 
Grundſtück babe ſich ſeine Erklärung bezogen. 
2 Zum Vorſteher für den 24. Bezirk wurde 
Herr Apotheken⸗Beſitzer Jonas und zum Stell⸗ 
vertreter für den Vorſteher des 29. Bezirks Herr 
Kaufmann Alb. Großmann, zum Mitgliede 
der 11. Armen Kommiſſion Herr Kaufmann 
Gans und zu Mitgliedern der Pferde- Mufte- 
tungs Kommiſſion die Herren Stallmeiſer Krü⸗ 
ger und Fuhrherr M. Gubbe gewählt. — 
Im vorigen Jahre erkrankten die Kinder des 
Schuldieners in dem Schulbauſe Pommerenedor- 
ferſtraße 25 an Diphtherie und war in Folge 
deſſen eine umfaſſende Desinfektion des Hauſes 
noöthig. Die Koſten hierfür in Höhe von 176 
Mark 35 Pf. werden von der Verſammlung be- 
willigt. — Die Schul⸗Deputation hatte dem Ma- 
giſtrat Kenntniß gegeben, daß im nächſten Etats⸗ 
jahre in einer größeren Anzahl von Schulen neue 
Klaſſen eingerichtet werden müſſen, und zwar war 
die Zahl derſelben auf 15 angegeben. Der Ma- 
giſtrat konnte ſich jedoch nur zur Anlegung von 
zJiꝛxunächſt nöthigen 13 neuen Klaſſen entſchließen 
und hat ſich hiermit auch ſodann die Schul⸗De⸗ 
pautakfion einverſtanden erklärt und für 8 Schulen 
die Anlegung von 12 neuen Klaſſen in Vorſchlag 
gebracht. Die Anlegung der Klaſſen ſowohl, wie 
die Koſten hierfür in Höhe von 24,770 Mark 
werden bewilligt. 
Dem Reſtaurateur Herrn P. Devantier ift 
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Michel werden ſprechen: Rochefort, mehrere So- 
ꝛsaaliſtenführer und wahrſcheinlich auch Fürſt Kra⸗ 
potkin, der ſich gegenwärtig in Paris aufhält und 


eine Zuſammenkunft mit Louiſe 


ee: „Der Geſundheitszuſtand hat ſich gebeſſert; es 


Die Lage in Anam iſt gut; Streitkräfte, um je- 
dem Vorfall zu begegnen, ſind genügend vorhan- 
den, aber von den Anamiten, die in Folge des 
Eelnfluſſes der Miſſtonare zur Ruhe geführt wur⸗ 
Die Nachrichten aus 
Kambodſcha find ſchlecht; eine beträchtliche Anzahl 
Kambodſchaner, Chineſen und Malsien find auf 


* Wie hier, angeblich aus guter Quelle, be- 
bhauptet wird, ging die Bewegung in Kartagena 
von den „Kommunaliſten gus, deren Haupt ge⸗ 
genwärtig in Paris weilt; Zorilla ſei der Sache 
N Von franzöſiſcher 
Sete wird verſichert, das Kabinet Freyeinet übe 
0 flichten guter Nach barſchaft gegen 
treffe alle vom Geſetze geſtatteten 


gen einverſtanden erklärt und eine dementſpre⸗ 
chende Vorlage bei der Verſammlung eingebracht, 
über welche Herr Graßmann referirt. Es 
handelt ſich in der Vorlage um drei Punkte: ob 
die Verſammlung damit einverſtanden ſei, daß 1) 
die Parzelle nicht weiter verpachtet werde; 2) die 
Baumſchule aus den Anlagen entfernt werden ſoll 
und 3) ſich die Verſammlung mit der Verlegung 
der Baumſchule nach Petrihof im Prinzip einver⸗ 
ſtanden erkläre. Der Referent beantragt, die Vor⸗ 
lage des Magiſtrats zu genehmigen. 

Herr Dr, Dohrn macht darauf aufmerk- 
jam, daß die Parzelle in Petrihof ca. / kleiner 
ſei, als das Terrain in den Anlagen, auf welchem 
ſich z. Z. die Baumſchule befinde und daß in 
Folge deſſen nicht alle Bäume umgeſetzt zu wer⸗ 
den brauchten. Es ſei zu empfehlen, die Baum⸗ 
ſchule in Zukunft nur für ſtädtiſche Zwecke zu be⸗ 
ſchranken, zur Zeit befänden ſich darin viele 
Bäume, welche die Stadt nicht verwerthen könne, 
wie die Kaſtanien- und Ahornbäume. 

Herr Greffrath bemängelt, daß vom 
Magiſtrat nichts Poſitives über die profektirte 
Verlegung der Baumſchule vorgeführt jei, wie dies 
zur Orientirung unbedingt nöthig wäre. Er bean- 
tragt, Punkt I der Vorlage zu genehmigen, da- 
gegen in Betreff der Punkte 2 und 3 die Vor⸗ 
lage an den Magiſtrat zurückzugeben und um Aus- 
arbeitung einer ausführlichen Vorlage zu erſuchen. 

Nachdem noch die Herren Graßmann 
und Tietz das Wort ergriffen, wird der Antrag 
des Herrn Greffrath angenommen. 

Der Magiſtrat hat die Verpflichtung, einen 
Raum für gerichtliche Obduktionen herzugeben; 
bisher diente dazu ein Raum im alten Kranken- 
hauſe, welcher ſich jedoch nicht als ausreichend er- 
wieſen hat. Der Magiſtrat hat zwar dieſe Ver⸗ 
pflichtung energiſch beſtritten, jedoch ohne den ge⸗ 
ringſten Erfolg, er wurde in allen Inſtanzen ab- 
gewieſen und als er eine gerichtliche Entſcheidung 
deshalb anrufen wollte, ſcheiterte auch dieſer Ver⸗ 
ſuch, da die Regierung die Sache als Verwal⸗ 
tungsſache bezeichnete, welche durch richterliche Ent- 
ſcheidung nicht entſchieden werden könne. Inzwi⸗ 
ſchen hat jedoch der Juſtizfiskus ein Entgegen 
kommen gezeigt und ſich erboten, für jede Obduk⸗ 
tion eine Entſchädigung von 9 Mk. an die Stadt 
zu zahlen. Der Magiſtrat hatte ſodann das Lei⸗ 
chenhaus im ſtädtiſchen Krankenhaus zur Verfü⸗ 
gung geſtellt, daſſelbe wurde jedoch vom Gericht 
nicht für entſprechend gehalten und ſoll nun durch 
einen Anbau an dieſes Leichenhaus ein Obduk 
tionshaus geſchaffen werden und zwar ſoll das- 
ſelbe zwei getrennte Kellerräume zur Aufbewah 
rung der Leichen und im Erdgeſchoß einen genü- 
gend großen Raum zur Vornahme der Sezirungen 
und einen Vorraum zur Aufbahrung der Leichen 
erhalten. Die Koſten find auf 10,000 Mk. ver- 
anſchlagt und werden von der Verſammlung für 
den nächſten Etat bewilligt. 

Schon wiederholt haben Verhandlungen zivi- 
ſchen dem Magiſtrat und dem Beſitzer des Grund⸗ 
ſtücks Mühlenbergſtraße 12, Herrn Konfiftorial- 
Sekretär a. D. Spohr, wegen Ankauf von Ter- 
rain von dieſem Grundſtück geſchwebt, dieſelben 
ſcheiterten ſtets an den übermäßig hohen Forde- 
rungen des Beſitzers. In neuerer Zeit iſt end- 
lich ein Vertrag wegen Austauſch von Grundſtücken 
zu Stande gekommen, wonach Herr Spohr der 
Stadt 161 Q.⸗Mtr. von ſeinem Grundſtück laften- 
und koſtenlos abtritt, wogegen er 24 Q.-⸗Mtr. 
ſtädtiſches Terrain erhält, die Stadt aber die Her- 
ſtellung der Straße und des Bürgerſteigs vor die⸗ 
ſem Grundſtück übernimmt. Die Verſammlung 
erklärt ſich damit einverſtanden und bewilligt die 


entſtehenden Koſten in Höhe von 2970 Murk. 


Schon ſeit dem Jahre 1841 ſpielt zwiſchen 


der Stadt Pölitz und der Stadt Stettin ein Pro- 
zeß, welcher durch Erkenntniß des Reichsgerichts 
vom 17. Oktober 1885 endgültig zu Ungunſten 
der Stadt Stettin entſchieden worden iſt. 


Die 


Ausführung deſſelben zu viel Schwierigkeiten bie- 
ten würde. 

Herr Dr. König empfiehlt feinen Antrag 
in längerer Rede, indem er darauf nweiſt, daß 
mit demſelben keine politiſche Dem nſtration be 
zweckt, ſondern daß er nur eine einfache Schutz- 
maßregel ſei in einer Zeit, wo die Gefahr nahe 
liege, daß die Währung geändert werden könne. 

In längerer Ausführung weiſt Herr Juſtiz⸗ 
rath Wendlandt darauf hin, daß der Antrag 
eine wichtige und eingreifende Aenderung nach ſich 
ziehe und daß eine eingehende Berathung deſſel⸗ 
ben dringend nöthig ſei. Redner beantragt des- 
halb, den Antrag nochmals einer gemiſchten Kom- 
miſſton zur Durchberathung zu überweiſen, gleich- 
zeitig ſolle dieſe Kommiſſion erwägen, ob es nicht 
zweckmäßig ſei, bei Neuausleihungen dem Schuld- 
ner eine beſtimmte Kündigungsfriſt vorzuſchreiben. 

Dieſer Antrag wird nach längerer Debatte 
angenommen. 2 

Ohne Debatte werden die Etatsentwürfe für 
das Johanniskloſter, das Berkhoff, Kuhberg-, 
Salingre-, Sanne ⸗Stolle- und Schwenn⸗Stift pro 
1886 —87 genehmigt. In dem Johanniskloſter- 
Etat find 4,000 Mark für den Neubau eines 
Gebäudes auf dem Gute Armenheide vorgeſehen, 
dieſe Sum me wird nur unter der Bedingung ge- 
nehmigt, daß über den Bau der Verſammlung 
eine beſondere Vorlage eingebracht wird. 

— Auf Grund der Vorſchrift des § 50 des 
Reichs-Preßgeſetzes iſt der Poſtordnung in 
$ 13, welcher „Druckſachen“ behandelt, in Ab- 
ſatz 7 hinter den Worten „Es ſoll jedoch ge- 
ſtattet ſein“ am Schluß als neue Nummer 10 
hinzugefügt worden: „bei Druckſachen, welche von 
Berufs -Genoſſenſchaften oder deren 
Organen auf Grund des Unfall - Verſicherungs⸗ 
geſetzes vom 6. Juli 1884 und der daſſelbe er- 
gänzenden Reichsgeſetze abgeſandt werden und auf 
der Außenſeite mit dem Namen der Berufs-Ge- 
noſſenſchaft bezeichnet find, Zahlen oder Namen 
handschriftlich oder auf mechaniſchem Wege einzu- 
tragen oder abzuändern, und den Vordruck ganz 
oder theilweiſe zu durchſtreichen.“ Hierin liegt 
wohl eine nicht unerhebliche pekunläre Erleich⸗ 
terung für den Poſtverkehr der Berufs-Genoſſen⸗ 
ſchaften. 

— „Deutſcher Privat⸗Beamten-Verein, Zweig- 
verein Stettin.“ Unter anderweitigen Verſuchen, 
die Zuſammengehörigkeit der Mitglieder zu ſtärken 
und die Mitgliederzahl des Vereins zu vermehren, 
ſtellt der Vorſtand jetzt ſeinen Mitgliedern einen 
Zyklus von Vorträgen in Ausſicht. Dieſelben, 
aus dem Gebiet der Nahrungsmittelchemie ent- 
nommen, ſollen von 14 zu 14 Tagen ſtattfinden. 
— Hoffentilch werden dieſe Vorträge bei den 
Mitgliedern Anklang finden und dieſelben veran- 
laſſen, dem Verein ein erhöhtes Intereſſe zuzu⸗ 
wenden, was wohl, abgeſehen von den Hinwel⸗ 
ſen durch die Preſſe dadurch noch zu erreichen iſt, 
daß von den Mitgliedern immer von Neuem 
weitere Kreiſe auf die Beſtrebungen des Vereins 
aufmerkſam gemacht und Freunde wie Bekannte 
eingeladen werden, den Vortrags- reſp. Vereins 
abenden beizuwohnen. Der erſte Vortrag wurde 
am Sonnabend, 16. Januar, gehalten vom Che- 
miker Herrn A. Kieſewetter. Am Sonnabend, 
30. Januar, wird Herr Dr. Leo einen Vortrag 
halten über das Thema: „Die Luft, welche wir 
athmen.“ 

— Landgericht. — Strafkam⸗ 
mer 1. — Sitzung vom 21. Januar. — 
Der Zeichner Joh. Aug. Huth in Bredow hatte 
am 6. November v. Is. der Turnſtunde des 
dortigen Turnvereins beigewohnt und nicht nur 
am Turnen und Fechten thätigen Antheil genom- 
men, ſondern auch den kräftigen „Stoff“ der 
Bredower Brauerei eifrig geprobt und nach dem 
Vorbild der alten Germanen immer noch eins ge- 
trunken. Doch ebenſowenig wie bei den alten 
Germanen, konnte es bei Huth genug werden und 


Vermiſchte Nachrichten. 

— (Enttäuſcht.) Während des Gaſtſpiels 
Mierzwinskis in Königsberg, ſo ſchreibt die „K. 
H. 3“, war der Tenorkönig der Urheber einer 
hübſchen Anekdote, die den Vorzug hat, buchſtäb⸗ 
lich wahr zu ſein. Bekanntlich brachte der männ- 
liche Chor unſeres Stadttheaters dem gefeierten 
Sänger, nachdem dieſer den Eleazar in der „Jü⸗ 
din“ geſungen, vor ſeinem Hotel ein Ständchen. 
Mierzwinski hörte die Ovation, befand ſich aber 
augenblicklich nicht in dem Koſtüm, um perſönlich 
ſeinen Dank abſtatten zu können; er berief daher 
den Oberkellner und gab dieſem in jeinem gebro- 
chenen Deutſch die nöthigen Inſtruktionen. Der 
Kellner erſchlen unten, theilte den Herren Cho- 
riſten mit, daß das gebrachte Ständchen ihren 
großen Kollegen von Herzen gefreut und fügte 
hinzu: „Herr Mierzwinski läßt durch mich 
noch jagen, daß er Ihnen tauſend Mark. 


Den Reſt der Worte verſchlang ein einſtimmitzes 


Hoch auf den nicht nur großen, ſondern ſogar 
ſplendiden Sänger, und freudig zog man zur näch- 
ſten Reſtauration, wo herausgerechnet wurde, daß 
bei einer Summe von 1000 Mark auf den An- 


dürfen, einmal einiges Gute gönnen. Sehr bald 
leider erfuhren die Herren Choriſten, daß ſie dies 
lediglich auf eigene Rechnung gethan hätten, denn 
das, was der Kellner nach dem Willen Mierz- 
winskis den Sängern des Ständchens von ihm 
überbringen ſollte, waren ... tauſend Dank. 

— Der Gerichtshof für kirchliche Angelegen- 
heiten trat am Sonnabend wieder zuſammen, um 
in Betreff eines Paſtors Z. aus der Provinz 
Sachſen zu verhandeln. Derſelbe war wegen 
zahlreicher Vorkommniſſe, die meiſt auf einen zu 
„animirten Zuſtand“ zurückgeführt wurden, durch 
Entſcheidungen des Konſiſtoriums und des Ober⸗ 
Kirchenraths des Amtes entlaſſen worden. Der 
Gerichtshof hob indeß dieſe Entſcheidung auf, da 
gegen die formelle und materielle Sachlage er- 
kannt und namentlich die Ablehnung von Beweis- 
anträgen nicht genügend motivirt worden ſei. 

— (In der Leihbibliothek.) Fräulein: „Ich 
möchte eine pikante Lektüre daben.“ — Der Ge- 
hülfe: „Da kann ich Ihnen Rottenhöfer's Koch- 
buch beſtens empfehlen. Da ſtehen genug pikante 
Sachen d'rin!“ 


Verantwortlicher Redakteur: W. Sie ers in Stettin. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

München, 21. Januar. Der Referent der 
Reichsrathskammer über den Auslieferungsvertrag 
mit Rußland, D. v. Neumayr, beantragt, dem 
von der Kammer der Abgeordneten angenomme- 
nen Kopp'ſchen Antrage auf Kündigung dieſes 
Vertrages wegen Inkompetenz des Landtages nicht 
zuzuſtimmen. 

Mü chen, 21. Januar. Der frühere Ge- 
neralauditeur der baieriſchen Armee, charakteriſir⸗ 
ter General der Infanterie, Graf Tattenbach, iſt 
geſtern geſtorben. 

London, 21. Januar. Der Staatsſekretär 
des Krieges, Smith, iſt zum Ober-Sekretär für 
Irland ernannt und behält als ſolcher Si im 
Kabinet. 

Belgrad, 20. Januar. Die Majorität des 
Ausſchuſſes der Fortſchrittspartel hat ſich für den 
Abſchluß des Friedens unter Wahrung der Ehre 
Serbiens, wenn auch mit Verzicht auf die Her- 
ſtellung des Gleichgewichts in den Balkanſtaaten 
durch Verhinderung der bulgariſch oſtrumeliſchen 
Union, ausgeſprochen, da letztere nur durch einen 
neuen Krieg verhindert werden könnte. Die 
Kundgebungen im Lande in dieſem Sinne meh- 
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theil eines Jeden genau 55 Mark 55 Pf. kämen; 
man konnte ſich alſo für die über die runde Summe 
von 50 Mark hinausgehenden 5 Mark 55 Pf., 
ohne ſich den Vorwurf des Leichtſinns machen zu 
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